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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Nachdem die Behandlung des Geschäfts mehrmals verschoben worden war –
traktandiert wäre es schon in der Frühjahrs- sowie in der Sommersession 2021 gewesen
– beugte sich der Ständerat schliesslich in der Herbstsession 2021 über den Entwurf
der SPK-NR für eine auf die parlamentarische Initiative von Rudolf Joder (svp, BE)
zurückgehende Schaffung einer ausserordentlichen Aufsichtsdelegation (AoDel). In
der Zwischenzeit hatte die GPK-SR ihre Meinung geändert und empfahl neu Eintreten.
Der Ständerat habe ja ursprünglich nicht auf die Vorlage eintreten wollen, weshalb
dieser Sinneswandel der Kommission erklärt werden müsse, eröffnete
Kommissionssprecher Daniel Fässler (mitte, AI) die Debatte. In der Tat sei die
Kommission nach wie vor nicht dafür, ein neues Gremium zu schaffen. Man wolle aber
dann in der Detailberatung einen Vorschlag für eine Änderung des Parlamentsgesetzes
unterbreiten, nämlich die «Möglichkeit der Einsetzung einer gemeinsamen
Subkommission der Finanzkommissionen und der Geschäftsprüfungskommissionen
beider Räte», wenn Prüfungen notwendig seien, die sowohl die Haushaltsführung
(Zuständigkeitsbereich der Finanzdelegationen) als auch die Geschäftsführung
(Zuständigkeitsbereich der Geschäftsprüfungskommissionen) betreffen. Solche
Subkommissionen seien bereits bei der Untersuchung zur Herausgabe von UBS-
Kundendaten an die USA, zum Informatikprojekt «Insieme» und aktuell zu den
Hochseeschifffahrt-Bürgschaften eingesetzt worden und hätten sich bewährt.
Umstritten sei in der Kommission allerdings die Frage gewesen, mit welchen Rechten
diese Subkommissionen ausgestattet werden sollten. Weil kein Gegenantrag vorlag und
Eintreten ohne Abstimmung beschlossen wurde, machte sich die kleine Kammer in der
Folge gleich an die Klärung dieser Frage. Eine Kommissionsminderheit vertreten durch
Hans Stöckli (sp, BE) wollte der neuen Subkommission umfassende Möglichkeiten für
Untersuchungen geben, also auch Einsicht in die Protokolle von Bundesratssitzungen,
geheime Unterlagen oder Befragungen von Zeuginnen und Zeugen. Diese
Informationsrechte gingen der Kommissionsmehrheit allerdings zu weit. Eine
Subkommission dürfte nicht mehr Rechte haben als die Kommissionen, die sie
einsetzten, so die Begründung von Daniel Fässler. Sei dies nicht ausreichend, müsse wie
bis anhin eine parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) einberufen werden.
Würde man den Minderheitsantrag annehmen, wäre man eigentlich wieder bei der
AoDel, was der Rat ja aber eigentlich abgelehnt habe. Mit 27 zu 14 Stimmen folgte die
kleine Kammer in dieser Frage der Kommissionsmehrheit. Nachdem die verschiedenen
sprachlichen Anpassungen am Entwurf ohne Abstimmungen angenommen worden
waren, hiess der Rat den Entwurf in der Gesamtabstimmung mit 40 zu 0 Stimmen (3
Enthaltungen) gut. 1
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In der Sommersession 2022 beriet der Ständerat die Vorlage für die Schaffung einer
ausserordentlichen Aufsichtsdelegation (AoDel). Wenn die Kantonsvertreterinnen und
-vertreter der Mehrheit ihrer GPK-SR folgten und der nationalrätlichen Version
zustimmten, dann könne die «lange Geschichte» der parlamentarischen Initiative von
Rudolf Joder (svp, BE) beendet werden, versuchte Matthias Michel (fdp, ZG) als
Sprecher der Kommissionsmehrheit deren Antrag schmackhaft zu machen. Konkret
gehe es darum, dass die vier Aufsichtskommissionen (die GPK und die FK beider Räte)
eine Subkommission bzw. eben eine AoDel einsetzen könnten. Zwischen National- und
Ständerat umstritten sei, welche Rechte dieses Gremium haben solle. Der vorliegende
Kommissionsvorschlag, der dem Entscheid des Nationalrats entspreche, sehe
erweiterte Informationsrechte vor (Einsicht von Bundesratsprotokollen, Zugang zu als
geheim deklarierten Dokumenten, Einvernahme von Zeuginnen und Zeugen), die
allerdings nur gewährt würden, wenn ein Bedarf dafür ausgewiesen werden könne. Die
Schaffung einer ausserordentlichen Delegation müsste die Zustimmung aller vier
Aufsichtskommissionen haben und sich aus einem Teil derer Mitglieder rekrutieren. Der
Ausweis des Bedarfs an zusätzlichen Informationsrechten müsste ebenfalls von den vier
Aufsichtskommissionen gutgeheissen werden. Der Vorteil einer solchen Subkommission
gegenüber einer PUK, die in ausserordentlichen Situationen ebenfalls eingesetzt
werden könne, sei, dass die Subkommission schneller einsetzbar und «weniger politisch
geprägt» sei als eine PUK, so der Kommissionssprecher. Hans Stöckli (sp, BE) und Heidi
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Z'graggen (mitte, UR) ergänzten, dass die letzten Jahre eben gezeigt hätten, dass eine
PUK nicht mehr so einfach eingesetzt werden könne, weil sie «sehr stark verpolitisiert»
sei.
Eine von Daniel Fässler (mitte, AI) angeführte Minderheit plädierte hingegen dafür, den
Status Quo – die Möglichkeit, eine Subkommission einzusetzen, ohne dieser allerdings
erweiterte Informationsrechte zu gewähren – im Gesetz zu verankern. Der Ständerat
habe sich bereits in der ersten Behandlungsrunde entschieden, dass es kein neues
Gremium brauche, das bewährte Instrumente wie die Aufsichtskommissionen oder die
PUK konkurrenzieren würde. Beim jetzt vorliegenden Vorschlag habe der Nationalrat,
der auf eine starke AoDel poche, lediglich eine kleine Modifikation vorgenommen,
indem er einen Bedarfsnachweis eingebaut habe. Die Minderheit sehe aber nicht ein,
weshalb es in einer ausserordentlichen Situation nicht einfach wie bisher möglich sein
soll, eine PUK einzusetzen.
Die Ratsmehrheit hielt in der Folge an ihrem ursprünglichen, von der
Kommissionsminderheit vertretenen Entscheid fest: Mit 24 zu 18 Stimmen lehnte der
Ständerat also die Schaffung einer AoDel erneut ab. Damit wird die Geschichte der
parlamentarischen Initiative also noch länger werden. 2

In der Herbstsession 2022 gelangte die Debatte um die Schaffung einer
ausserordentlichen Aufsichtsdelegation (AoDel) in die letzte Runde. Darüber, dass die
Aufsichtskommissionen (GPK-NR, GPK-SR, FK-NR, FK-SR) gemeinsam die Möglichkeit
haben sollen, eine Subkommission einzusetzen, waren sich die Räte eigentlich einig, da
dies mehr oder weniger dem Status quo entsprach. Noch immer war allerdings
umstritten, mit welchen Rechten eine solche ausserordentliche Subkommission
ausgestattet werden sollte. Während sich die praktisch einstimmige Mehrheit des
Nationalrats bisher stets für ausgebaute Rechte eingesetzt hatte, wollte die Mehrheit
des Ständerats kein zu starkes Gremium, mit dem die Einsetzung einer PUK praktisch
obsolet werden würde. 
Das Differenzbereinigungsverfahren wurde vom Nationalrat eröffnet, der
stillschweigend auf Festhalten an seiner Version entschied. Der AoDel sollen – wenn ein
Bedarfsnachweis vorliegt – also starke Informationsrechte (Einsicht von
Bundesratsprotokollen, Zugang zu als geheim deklarierten Dokumenten, Einvernahme
von Zeuginnen und Zeugen) gegeben werden. Auch der Ständerat beharrte freilich ein
paar Tage später auf seiner Position, diesmal auch auf Antrag seiner GPK-SR, deren
Mehrheit ein paar Monate früher noch die nationalrätliche Lösung empfohlen hatte. Die
knappe Mehrheit der Kommission sei zum Schluss gekommen, dass die GPK stark genug
sei und es keine AoDel brauche. Auch wenn eine von Hans Stöckli (sp, BE) angeführte
Minderheit für ein Einlenken plädierte – Hauptargument war das Vermeiden eines
Scheiterns der Vorlage –, folgte eine 29 zu 16-Stimmenmehrheit ihrer Kommission und
entschied sich ebenfalls für Festhalten. 
Damit musste das Geschäft in die Einigungskonferenz. Dort einigte man sich mit 17 zu 7
Stimmen auf die Version des Nationalrates, was in der grossen Kammer wenig
überraschend auf einstimmige Zustimmung stiess (176 zu 0 Stimmen, keine
Enthaltungen). Allerdings lehnte eine 26 zu 18 Stimmenmehrheit im Ständerat den
Antrag der Einigungskonferenz ab und sprach sich stattdessen für den Antrag der
Minderheit Fässler (mitte, AI) auf Ablehnung aus. Daniel Fässler hatte zuvor erfolgreich
darauf hingewiesen, dass die kleine Kammer bereits vier Debatten geführt habe, obwohl
sie ursprünglich gar nicht auf die Vorlage habe eintreten wollen. Drei Mal hätten sich
ständerätliche Mehrheiten – jedes Mal gegen einen einstimmigen Nationalrat – dafür
ausgesprochen, dass es keine Änderungen am bestehenden Aufsichtssystem brauche.
Mit der Ablehnung des Antrags der Einigungskonferenz wurde das mehr als sieben Jahre
zuvor von Rudolf Joder (svp, BE) eingereichte Geschäft endgültig erledigt. 3
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1) AB SR, 2021 S. 1026 ff.
2) AB SR, 2022 S. 448 ff.
3) AB NR, 2022, S. 1696 f.; AB SR, 2022, S. 797 ff.; AB SR, 2022, S. 928
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